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Von der Gründung zum Wahlkampf

Seit mittlerweile drei Jahren gibt es LINKS in Wien. Seit der Gründungsversammlung im Jänner
2020 ist auch der Arbeiter*innenstandpunkt in dem linken Parteiaufbauprojekt aktiv. Damit unsere
Arbeit in diesem Zusammenschluss besser verständlich wird, soll hier eine Bilanz über die
vergangenen drei Jahre gezogen werden: Was ist passiert? Wo wurde gekämpft? Was davon war wie
erfolgreich und wo stehen wir jetzt?

Auch wenn LINKS inzwischen drei Jahre alt ist, muss es weiterhin als junge Gruppierung in der
politischen Landschaft der Bundeshauptstadt gesehen werden. Seit der Gründung hat die
Organisation einen nennenswerten Transformationsprozess durchlaufen, der mit Sicherheit noch
nicht abgeschlossen ist. Einige Gruppen und Personen, die zu Beginn noch eine wichtige Rolle
eingenommen hatten, sind inzwischen gar nicht mehr dabei. Andere haben sich erst in den Jahren
nach der Wahl angeschlossen, um beim Aufbau mitzuhelfen und das Projekt zu beeinflussen. Der
Einfluss des Arbeiter*innenstandpunkts und seiner Mitglieder hat eine wichtige Rolle dabei gespielt,
LINKS in einigen Fragen in eine revolutionäre Richtung zu bewegen.

Wenige Wochen nach der Gründung der einzelnen Bezirksgruppen war LINKS schon durch die
Coronapandemie und den ersten Lockdown in einer sehr schwierigen Situation. Wie bei großen
Teilen der übrigen Linken und der Gesellschaft im Allgemeinen musste in kürzester Zeit der Betrieb
auf Onlinetreffen umgestellt werden. Das gelang im Großen und Ganzen gut, machte aber den
Aufbau der Strukturen und die Rekrutierung neuer Aktivist:innen schwierig. Bald darauf startete
dann auch schon der Wahlkampf. Immerhin war der Antritt zur Wiener Gemeinderatswahl 2020 der
Anlass zur Gründung dieser Partei, die dem „Wählen mit Bauchweh“ ein Ende bereiten wollte. Man
dachte groß, träumte mitunter von einem Einzug in den Gemeinderat und kündigte die Rückkehr des
Roten Wien als reformistische Wunschvorstellung an. Ganz so weit kam es dann doch nicht, aber im
gemeinsamen Antreten mit der Wiener KPÖ konnte das Wahlergebnis des KPÖ-geführten
Wahlbündnisses „Wien Anders“ von 2015 knapp verdoppelt werden. Ein solcher Erfolg war einer
Gruppe links der SPÖ zuletzt 1974 gelungen.

Der kleine Parlamentarismus

Es konnten insgesamt 23 Mandate in Bezirksvertretungen erreicht werden. Zwar ging ein
nennenswerter Anteil davon an die KPÖ, doch auch Personen, die bisher, wenn überhaupt,
außerparlamentarisch aktiv waren, fanden sich nun in den untersten Vertretungsorganen der Stadt
wieder. Sie sollten nun den Kampf von der Straße in die Bezirksvertretungen tragen. Das hat in
einigen Punkten gut funktioniert. Zum Beispiel müssen in der Brigittenau nun gemeinnützige
Wohnungen auf dem Grundstück eines abgerissenen Gebäudes errichtet werden, haben sich
mehrere Bezirke zu sicheren Häfen im Sinne der „Seebrücke“ erklärt und der Hamburger Initiative
„Stadtteile ohne Partnergewalt“ wurde von einzelnen Bezirken die Unterstützung zugesichert.
Besonders die letzten beiden Aktionen wurden von den LINKS-/KPÖ-Bezirksrät:innen koordiniert
durchgeführt, um die kleinen Verbesserungen in einem etwas größeren Rahmen durchzusetzen.

Dass die großen Würfe ausblieben, hat unterschiedliche Gründe. Der erste ist schlichtweg die stark
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begrenzte Kompetenz der Bezirksvertretungen. Über mehr als lokalpolitisch relevante Themen
können ausschließlich Resolutionen verabschiedet werden, sonst wird sich hauptsächlich mit wenig
relevanten Verwaltungsgeschichten herumgeschlagen. Wenn wir als Kommunist:innen davon
ausgehen, dass echte Verbesserungen nicht durch Parlamente, sondern nur durch
außerparlamentarischen Druck aus den Betrieben und von der Straße durchgesetzt werden können,
potenziert sich dieses Argument nur bei solch machtlosen Organen wie der Bezirksvertretung.

Den zweiten Grund stellt die Übermacht der SPÖ in den meisten Vertretungen in Kombination mit
bürokratischen Hürden für kleine Parteien dar. Das hat sich besonders in der umfassenden
Ablehnung der Resolutionen gegen den Lobautunnel und die Stadtstraße, mit Ausnahme des
Alsergrunds, gezeigt.

An dritter Stelle ist das Vorgehen der Bezirksrät:innen selbst zu nennen. Dieses war zwar, wie
erwähnt, in manchen Punkten koordiniert, jedoch nicht in dem Ausmaß, in dem es angedacht war
und sinnvoll wäre. Die Mandatar:innen arbeiteten viel in ihren eigenen Bezirken mit ihren eigenen
Schwerpunkten und unterschiedlichen Herangehensweisen. Eine gemeinsame, von den aktuellen
LINKS-weiten Schwerpunkten abgeleitete Strategie war bisher kaum zu erkennen. So eine Strategie
sollte die Vertretungskörper als Bühne für aktuelle und zentrale Inhalte nutzen und dabei die
Gewinnung neuer Aktivist:innen auf Basis offen antikapitalistischer Agitation in den Mittelpunkt
stellen. Unmittelbare Verbesserungen für Arbeiter:innen und Unterdrückte sind zwar wichtig, aber
auf bezirkspolitischer Ebene noch weniger zu erreichen als generell durch Parlamentarismus – und
darin dürfen wir keine Illusionen schüren.

Themen gesetzt …

Die erwähnten gesamtorganisatorischen Schwerpunkte haben sich meistens in Form von
Kampagnen ausgedrückt. Die erste davon fand rund um die Forderung nach einer 30-Stunden-
Arbeitswoche statt. Unter dem Motto „Mach ma 30“ wurde die Stadt Wien aufgefordert, die
Normalarbeitszeit ihrer Bediensteten bei vollem Lohn- und Personalausgleich entsprechend zu
senken – eine durchaus gute Forderung um die es wert wäre zu kämpfen. Als erste Jahreskampagne
setzte sie sich gegen eine Reihe anderer Vorschläge (u. a. knapp gegen eine von AST-Mitgliedern
initiierte, offen antikapitalistische Kampagne gegen die Wirtschaftskrise im Zuge der
Coronapandemie) durch, mit dem Anspruch, in der Folge von der gesamten Aktivist:innenschaft
getragen zu werden. Das Ziel der Kampagne, als nächstes großes Projekt nach der Wahl die gesamte
Organisation hinter sich zu versammeln, wurde jedoch nicht erreicht. Hier zeigte sich das Fehlen
von zentralistischen Zugängen und Führungsansprüchen in der Partei. Das Herzstück von „Mach ma
30“, eine Petition an die Stadt Wien, wurde beim Wahlbüro abgegeben, danach ist aber nichts weiter
passiert. Mit Sicherheit ist es ein Versäumnis, dass diese Kampagne nach ihrem Ende keine
Bilanzierung innerhalb von LINKS erfahren hat, auch weil unter den Mitgliedern keine Einigkeit
über ihren Erfolg besteht.

Dieser erste Jahresschwerpunkt war allerdings die bisher einzige Kampagne, die von der gesamten
Organisation über einen langen Zeitraum hinweg getragen werden sollte. Die zweite, die ein
bundesweites „Ausländervolksbegehren“ zum Ziel hatte (als Gegenprojekt zum
„Ausländervolksbegehren“ von Haider vor 30 Jahren), wurde, noch bevor sie tatsächlich ins Laufen
gekommen war, wieder auf Eis gelegt. Sie war nicht realistisch umsetzbar. Außerdem hatte sich das
Thema Teuerung bedeutsam aufgedrängt. Stattdessen verstärkten einzelne Bezirke ihre eigenen
Schwerpunkte: Ottakring und Penzing beispielsweise behandelten die Pflegekrise in Flugblättern
und Diskussionsveranstaltungen, Rudolfsheim-Fünfhaus und Brigittenau führten öffentliche
Veranstaltungen durch, um die Forderung nach dem Wahlrecht für alle populärer zu machen.

Im Zuge der steigenden Inflation wurde dann das Thema Teuerung immer wichtiger. Schon bei der



Aktivist:innenkonferenz im Februar 2022 gab es einen Antrag, der sich strategisch damit
auseinandersetzte. Im Sommer gab es dann die Initiative, die gesamte Organisation mehr auf das
Thema auszurichten. LINKS beteiligte sich am Wiener Bündnis gegen Teuerung „Es reicht“ und
veranstaltete eine interne Schulung samt Diskussion zu Inflation sowie den Forderungen dazu.
Zukünftig wäre es gut, solche Schwerpunktdiskussionen früher zu planen und durchzuführen, weil
eine Beteiligung an der öffentlichen Diskussion zur Teuerung dadurch erst verspätet möglich war.
Insgesamt begrüßen wir aber solche Veranstaltungen zur gemeinsamen Diskussionsfindung. Nun
war man nämlich nicht auf das Bündnis angewiesen und konnte auch selbstständig tätig werden. Die
Notwendigkeit dafür zeigten die schlecht besuchten Demonstrationen und Straßenfeste des
Bündnisses, bei denen LINKS deutlich weniger Mobilisierung verzeichnete als aus den Vorjahren
gewohnt, dabei aber noch deutlich mehr als andere beteiligte Organisationen. Teil der Kampagne
waren außerdem Aktionen solidarischer Praxis wie mehrere „Küchen für alle“ und
Solidaritätsaktionen bei Arbeitskämpfen. Diese wurden generell positiv aufgenommen.

Die vorhergehende inhaltliche Schulung der Mitgliedschaft hat nicht nur eine eigenständige
Kampagne zur Teuerung möglich gemacht, sondern auch den Grundstein für die für 2023 geplante
Kampagne zu Klimakrise und Umverteilung gelegt. Thematisch befindet sich LINKS damit in genau
den Gebieten, auf denen es in den vergangenen Jahren nicht nur sein Profil schärfen konnte,
sondern auch auf medial öffentliches Interesse gestoßen ist. Hier sind nun Führung und
Planungsgruppe aufgerufen, die Basis von Anfang an sowohl mit einzubinden als auch inhaltlich
anzuleiten, damit schlagkräftige antikapitalistische Klimapolitik gemacht werden kann, die eine
wirklich systemkritische Alternative zur Politik scheinbar radikaler Gruppen wie Extinction
Rebellion oder der Letzten Generation darstellt.

 … und Kämpfe beeinflusst

Der Gegensatz zu diesen Gruppen hat sich bereits bei der Besetzung der Baustelle für die
Stadtstraße in Hirschstetten aufgetan. Hier konnte LINKS – gemeinsam mit anderen
antikapitalistischen Kräften wie System Change not Climate Change, dem Jugendrat oder
REVOLUTION – dezidiert antikapitalistische Forderungen in einen bestehenden Kampf hineintragen
und diesen damit verändern. Die LINKS-Arbeitsgruppe Lobau konnte glaubhafte Antworten auf
Fragen liefern, die von Seiten der bürgerlichen Umweltbewegung nicht thematisiert werden. Das
muss als Erfolg gewertet werden, auch wenn die Verankerung in der Bewegung seit der
Baustellenräumung deutlich geschrumpft ist. LINKS konnte sich sowohl in der öffentlichen Debatte
profilieren als auch in einen Kampf einbringen, ihn mitgestalten, daran wachsen und in den
antikapitalistischen Klimaorganisationen Verbündete für weitere Kämpfe gewinnen.

Der zweite von außen angestoßene Kampf, in den LINKS helfend intervenieren konnte, war die
Solidarität mit Menschen aus und in Afghanistan. Wenngleich sie keine eigene Struktur innerhalb
der Organisation verkörpert, stellt die nach der Machtübernahme der Taliban 2021 gegründete
Soligruppe Afghanistan einen genutzten Rahmen für die Arbeit der Community in Wien dar. Die
LINKS-Aktivist:innen haben diese nur initiiert, um einen Raum zu schaffen, der weiterhin stark
genutzt wird und um den herum Aktionen wie Demonstrationen organisiert werden. Kritisch zu
betrachten ist hier aber, dass – trotz der berechtigten Verachtung der Taliban – sehr oft ein
unkritischer Bezug auf die Zeit der NATO-Besatzung sowie die liberalen Kräfte in der Diaspora
besteht.

Dies sind Beispiele dafür, wie Gruppen innerhalb von LINKS es geschafft haben, durch ihre
organisatorischen Fähigkeiten Räume zu eröffnen und Kämpfe nicht nur zu stärken, sondern auch zu
beeinflussen. Das muss LINKS auch beibehalten und dabei klassenkämpferische Perspektiven
überall dort einbringen, wo diese fehlen oder nicht genug Raum bekommen. Weniger passiert ist das
etwa im Widerstand gegen den Bau der Markthalle beim Naschmarkt. In dieser von den Grünen



angeleiteten Initiative konnte LINKS nur mitschwimmen und kaum eigene Inhalte einbringen.

Stark auf der Straße

Die Höhepunkte in der noch kurzen Geschichte von LINKS bestehen, wie ausgeführt, bisher weniger
in der erfolgreichen Durchführung lang angelegter Kampagnen. Die einzige Ausnahme stellt dabei
der Wahlkampf dar. Dort fehlte zwar der konkrete thematische Fokus, stattdessen gab es aber ein
großes gemeinsames Ziel, auf das mit kollektiven Kräften hingearbeitet wurde. Wenn auch der
Sprung auf die große Bühne des Gemeinderats nicht geglückt ist, fiel das Wahlergebnis durchaus
ansehnlich aus. Diese Arbeit schaffte ein Gemeinschaftsgefühl, das LINKS bisher nicht erneut
herstellen konnte. Im Oktober 2020 stand LINKS selbstbewusst, einigermaßen konsolidiert und mit
Tatendrang am Ende eines anstrengenden Wahlkampfs da.

Dass LINKS unter anderem aus der Organisation größerer, regelmäßiger Demonstrationen gegen
eine von Sebastian Kurz geführte Regierung hervorgegangen war, hat später zu einem weiteren
Erfolgsmoment geführt. Selbst wenn der reale Einfluss auf die Rücktrittsentscheidung nicht allzu
groß zu bemessen ist, hat LINKS es zuallererst geschafft, die Forderung nach dem Rücktritt des
gescheitertsten österreichischen Bundeskanzlers der vergangenen Jahrzehnte effektiv, schnell und
laut auf die Straße zu befördern. Dabei wurden auch Vereinnahmungen durch Coronaleugner:innen,
die immerhin den Slogan „Kurz muss weg“ an sich gerissen hatten, gekonnt verhindert, um die
eigene Glaubwürdigkeit beizubehalten.

Zwar nicht so groß, aber ähnlich spontan und wichtig war die Demonstration für das Recht auf
sicheren Schwangerschaftsabbruch nach dem Fall von Roe vs. Wade in den USA. Auch hier war es
LINKS, das schnell reagierte und Initiativen auf die Straße brachte.

Außerdem hat LINKS es 2022 geschafft, sich mit einem Gassenlokal dauerhaft ansprechbar zu
machen. Die „Vero“ (Veronikagasse) ist zwar aktuell noch kein Anlaufpunkt, an dem zu den
wochentäglichen Journaldiensten dauerhaft Menschen ein- und ausgehen. Aber sie ist ein weiterer
Punkt für eine Organisation, die auf Arbeit in der Nähe der Menschen und in den Grätzln setzt.
Diese Ansprechbarkeit ist als positiv zu bewerten.

Herausforderungen

Es ist erkennbar, dass die Höhepunkte 2022 eher kleiner Natur waren. Das Jahr war geprägt von
Krisen innerhalb der Organisation, die auch die Außenwirkung beeinträchtigt haben. Doch die
Führungskrise begann nicht erst im vergangenen Jahr. Bereits in den Monaten nach der Wahl des
Koordinationsteams bei der Aktivist:innenkonferenz 2021 schieden zwei Personen aus der Führung,
die tendenziell dem linken Flügel innerhalb von LINKS zuzuordnen sind.

Spätestens mit den Anschuldigungen gegen den Sprecher Can und seinen anschließenden
Ausschluss hatte die Koordination mit einer Mehrbelastung zu kämpfen. Diese war nicht nur ein
Resultat der weggefallenen Ressourcen von Can, sondern mindestens genauso sehr der damit
einhergehenden notwendigen Auseinandersetzung mit dem Thema nach innen und außen. In einer
kapitalistischen Gesellschaft ist niemand – auch linke Gruppen nicht – vor solchen Vorfällen gefeit.
Dennoch sind Vorwürfe sexueller Grenzüberschreitungen gegen zentrale Personen ein schwerer
Schlag für jede linke Gruppierung und erfordern viel Aufarbeitung, die auch noch nicht
abgeschlossen ist. Auch nach dem Sommer traten dann noch zwei weitere Mitglieder aus der
gewählten Führung aus. Eine der Konsequenzen, die daraus gezogen wurden, ist, dass mit der
Mitgliederkonferenz 2023 dann die Wahlperiode der Koordination von zwei Jahren auf ein Jahr
verkürzt wurde.



Die Organisation hat es außerdem nicht geschafft, auch wenn der „Mach ma 30“-Kampagne so
etwas manchmal nachgesagt wird, den Großteil der Aktivist:innen hinter einer gemeinsamen
Aktivität oder einem thematischen Schwerpunkt zu vereinen. Zu sehr zersplittert erscheinen die
einzelnen Teile der Organisation. Obwohl es dazu an der Basis durchaus ein Problembewusstsein
und Rufe nach Austausch gibt, haben keine der bisherigen Versuche es geschafft, daran substanziell
etwas zu ändern. Der Koordination ist es ebenfalls nicht ausreichend gelungen, eine politische
Führung in dem Sinne zu sein, dass sie die zu bearbeitenden Kämpfe vorgab oder ausreichend
nachdrücklich vorschlug. Eine Schwierigkeit dabei ist weiterhin, dass einige Bezirksgruppen zu sehr
auf Bezirksarbeit beschränkt sind. Dadurch kann es ihnen schwerfallen, sich groß an übergreifenden
Projekten zu beteiligen. Eine stärkere Verankerung der Koordination könnte diesem Problem
entgegenwirken, wobei die Ressourcen dort wie erwähnt in den vergangenen Monaten mehr als
knapp bemessen waren.

In den Flächenbezirken, die immerhin einen nennenswerten Teil der Wiener Arbeiter:innenklasse
beherbergen, ist es großteils weiterhin nicht gelungen, eigenständig funktionierende
Bezirksgruppen aufzubauen. Außerdem gingen einzelne Gruppen aus Stadtteilen innerhalb des
Gürtels, in denen auch Bezirksvertretungsmandate erkämpft worden waren, verloren. Dies ist ein
Arbeitsfeld, das seit mittlerweile zwei Jahren als Problem erkannt und bearbeitet wird, für das
bisher aber noch keine funktionierende Lösung gefunden wurde.

Eine größere Schwierigkeit im Herbst 2022 lag darin, die einstige Stärke von LINKS wieder
aufflammen zu lassen. War es vor zwei Jahren noch möglich bei kurzfristigen Mobilisierungen zu
medial brisanten Themen, mehrere hundert Personen für eine Sache auf die Straße zu bewegen,
gelang das im Zuge des Bündnisses „Es reicht“ nicht. Es gibt hier sicher eine Reihe mitspielender
Faktoren, aber ein Zusammenschluss, der auf das brennendste Thema der Zeit reagiert und die
eigenen Ansprüche, Großdemonstrationen zu organisieren, nicht erfüllen kann, ist eine Schwäche –
ähnlich wie das gesamtlinke Versagen, eine annähernd verständliche und populäre Antwort auf die
Covid19-Pandemie zu finden.

Verhältnis zu und Arbeit mit der KPÖ

Eine der größeren Partner:innen im Wahlkampf war die KPÖ. Mit dieser ist LINKS seit seiner
Gründung, aber spätestens seit dem gemeinsamen Wahlantritt, stark verbunden. Mehrere
Aktivist:innen sind auch Teil der KPÖ und einzelne würden sogar eine Verschmelzung der beiden
Organisationen gutheißen. Mit dem Abkommen zum gemeinsamen Wahlkampf ging LINKS ein
Abhängigkeitsverhältnis ein, in dem beide Seiten wussten, dass sie auf die jeweils andere
angewiesen waren. Die junge Kraft brauchte die materiellen Ressourcen sowie die (wenn auch
kleine) Verankerung der KPÖ in Wien. Die ältere Partei brauchte den Elan, die Neuartigkeit und
Fähigkeit zur pointierten Formulierung radikaler Inhalte, um ihrem langsamen Fall in die
Bedeutungslosigkeit entgegenzuwirken.

Doch mit der Zusammenarbeit kamen die Schwierigkeiten. Ein unterschiedliches Verständnis davon,
was es heißt, Politik zu machen, führte schon im Wahlkampf zu Differenzen. In einigen
Bezirksgruppen kam es zum Bruch mit den Aktivist:innen von Wien anders, mit denen zuvor rege
Zusammenarbeit bestanden hatte. Immer wieder kam es auch aufgrund von unreflektiertem
Verhalten, das gesellschaftliche Unterdrückungsmechanismen entweder kleinredete oder sogar in
die Organisation hineintrug, zu Konflikten. Von Seiten der KPÖ gab es diesbezüglich wenig
Konsequenzen. Gerade die alteingesessenen Bezirksräte verfügten darüber hinaus von Anfang an
über den Vorteil, dass sie im Abkommen über den gemeinsamen Wahlantritt bei der Besetzung des
ersten Listenplatzes und damit der Wiederwahl bevorzugt wurden.

Natürlich sind nicht vorrangig individuelle Differenzen dafür verantwortlich, dass sich LINKS als



eigene Partei neben der KPÖ gegründet hat und nach genereller Meinung weiterhin keine Absichten
hegt, mit ihr zu verschmelzen. Denn obwohl LINKS keine revolutionäre Partei ist, können
revolutionäre Kräfte dort arbeiten und um ein revolutionäres Programm kämpfen. Wo die KPÖ fest
auf (links-)reformistischem Kurs ist, vertraut LINKS deutlich weniger auf die Vertretungskörper und
sieht sich in einer konsequenten Oppositionsrolle. Andererseits versucht LINKS aktiv, auch intern
gegen gesellschaftliche Unterdrückungsformen anzukämpfen. Die Form, in der das geschieht, hat
allerdings oft stark identitätspolitische Züge. Aus der KPÖ bekommen wir hingegen unsensiblen bis
respektlosen Umgang mit Unterdrückungsmechanismen sowie die Leugnung von Hierarchien und
der Rolle von Diskriminierung in linken Gruppierungen mit.

Generell ist in den vergangenen Monaten eine gewisse Abkehr von der Zusammenarbeit mit der
KPÖ zu beobachten. Grund dafür sind auf der einen Seite Schwierigkeiten in der praktischen
Zusammenarbeit in „Es reicht“ sowie allgemein auch der neue Kurs der KPÖ nach ihrem letzten
Parteitag, wo eine neue Führung mit starkem Einfluss ehemaliger Mitglieder der Jungen Linken
gewählt wurde, welche seitdem stärker versucht, sich von politischen Mitbewerber:innen in der
Praxis abzugrenzen. Politische Differenzen werden hingegen wenig öffentlich diskutiert. Für eine
eigenständige Entwicklung von LINKS ist diese Tendenz jedenfalls förderlich und damit auch für die
Möglichkeit, die Organisation stärker in eine revolutionäre Richtung zu bewegen.

Antikapitalismus und Klassenstandpunkt

Diese stärkere Eigenständigkeit hält LINKS allerdings nicht davon ab, sich in andere reformistische
Strukturen zu begeben. So wurde 2022 beschlossen, Partnerorganisation der Europäischen
Linkspartei (EL) zu werden – derselbe Status, den auch der Wandel innehat. Dies führte auch zu
einer Teilnahme am letztjährigen Kongress der EL, der den ehemaligen KPÖ-Vorsitzenden Walter
Baier zum Präsidenten gewählt hat und LINKS weiter reichende Kontakte zu linksreformistischen
und -populistischen Organisationen und Parteien Europas beschert hat. Diese Entwicklung ist
kritisch und muss bei weiterem Fortschreiten zu einer klaren Konfrontation mit dem reformistischen
Flügel führen.

Gleichzeitig ist eine deutlich klarere Stellung gegen den Kapitalismus als Wirtschafts- und
Gesellschaftssystem positiv hervorzuheben, die gerade in den ersten Monaten noch nicht in dieser
Form nach außen getragen wurde. Damit einher geht auch ein Bezug zur Arbeiter:innenklasse als
jener Gesellschaftsschicht, mit der man gemeinsam Politik gegen das Kapital machen möchte. Ein
Verständnis der Klasse als jenes revolutionäre Subjekt, das den gewünschten sozialen Umbruch
bringen kann, zählt weiterhin nicht zu den programmatischen Grundpfeilern. Genauso fehlt eine
nennenswerte Verankerung in der Arbeiter:innenklasse und insbesondere in den Gewerkschaften als
massenhaftestem Ausdruck der organisierten Arbeiter:innenbewegung. Auch ist die Überwindung
des Kapitalismus inzwischen zwar als klares gemeinsames Ziel etabliert, dass deswegen auf den
Sozialismus hingearbeitet werden soll, jedoch weniger.

Der positive Bezug auf die Arbeiter:innenklasse zeigte sich in der vergangenen Zeit besonders in
Form solidarischer Praxis. Besonders Arbeitskämpfe im Kontext der allgemeinen Teuerung boten
Anlässe, sich trotz fehlender Verankerung solidarisch zu zeigen und Stellung zu beziehen. Das
funktionierte einfach über das Auftauchen, eventuell Diskutieren und Ausschenken von Tee. Derlei
Aktionen, gemeinsam mit der Auseinandersetzung mit der Rolle der Gewerkschaften und
reformistischen Parteien als unzureichenden Vertretungen der Klasse können helfen, LINKS in der
arbeitenden Bevölkerung zu verankern und in eine marxistische, revolutionäre Richtung zu
bewegen. Auch dass in der Kampagne für 2023 die Themen Klimakrise und Antikapitalismus bzw.
Umverteilung im Mittelpunkt stehen, zeigt das Bewusstsein, sich mit Themen grundlegend aus einer
Klassenperspektive heraus auseinanderzusetzen.



Und jetzt?

Wir sehen also weiterhin Hoffnung in LINKS, weswegen wir weiterhin Revolutionär:innen dazu
aufrufen, sich an der Arbeit dort zu beteiligen. Ja, es gibt in LINKS verschiedene politische Flügel,
deren Herangehensweisen und inhaltliche Positionierungen wir oft nicht teilen. Das bedeutet aber
nicht, dass die Diskussionen und Kämpfe um die Zukunft der Organisation abgeschlossen sind.
Ideen, Forderungen und besonders ernsthafte, beständige Arbeit werden wertgeschätzt. Das kommt
gerade solchen Aktivist:innen zupass, die es gewohnt sind, auch Aufgaben zu übernehmen, die nicht
unterhaltsam, aber notwendig zu erfüllen sind. Wer ein Aufgabengebiet für sich sieht, kann es
bearbeiten und erhält von LINKS die Ressourcen dafür, solange man selbst die Verantwortung für
die Durchführung übernimmt. Damit haben auch wir in den vergangenen Jahren Diskussionen
führen und öffentliche Aktionen abhalten können, die ohne LINKS nicht möglich gewesen wären.

Gerade zum aktuellen Zeitpunkt ist es etwa wichtig, sich in den Prozess um die Neugestaltung des
Programms einzubringen. Zwar ist abzusehen, dass dieser noch ein bisschen Anlaufzeit benötigt, bis
es tatsächlich an die Formulierung der einzelnen Kapitel geht, doch wenn es um die Schärfung eines
linken Profils geht, kann am Programm kein Weg vorbeiführen. Das bedeutet auch, einem Teil von
LINKS klarzumachen, welche Bedeutung ein Programm als Grundlage für politisches Handeln
besitzt. Dafür zu sorgen, dass diese Aktivist:innen damit eine solide Basis für schlagkräftige
Aktionen in der Hand halten, ist sogar noch wichtiger.

Insgesamt gibt es in LINKS noch viele Spielräume für revolutionäre Politik. Es gibt noch keine
Bürokratie, weil dafür aktuell die materielle Basis fehlt. Es gibt zwar immer wieder versuchte
Anschlüsse an den Reformismus (wie zum Beispiel an die Europäische Linke), aber auch ehrliche
Versuche, einen radikalen Antikapitalismus auf die Straße zu tragen. Die Zukunft von LINKS ist
unserer Einschätzung nach noch nicht festgelegt und wir werden unsere Kräfte weiterhin dafür
einsetzen, LINKS aufzubauen und für eine revolutionäre Ausrichtung in Theorie und Praxis zu
kämpfen.


